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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte !

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1496/68 DES RATES
vom 27. September 1968

über die Bestimmung des Zollgebiets der Gemeinschaft

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 235,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Grundlage der Gemeinschaft ist eine Zollunion .

Die Errichtung der Zollunion ist im wesentlichen in
Titel I Kapitel 1 des Vertrages geregelt ; dieses
Kapitel enthält eine Reihe präziser Vorschriften, ins­
besondere über die Abschaffung der Zölle zwischen
den Mitgliedstaaten, die Aufstellung und schritt­
weise Einführung des Gemeinsamen Zolltarifs sowie
die autonomen Änderungen und Aussetzungen seiner
Sätze ; Artikel 27 sieht zwar vor, daß die Mitglied­
staaten vor Ende der ersten Stufe, soweit erforderlich,
eine Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften auf dem Gebiet des Zollwesens vornehmen ,
jedoch werden in diesem Artikel die Gemeinschafts­
organe nicht ermächtigt, zwingende Vorschriften auf
diesem Gebiet zu erlassen ; eine gründliche Prüfung
mit den Mitgliedstaaten hat jedoch ergeben, daß das
Zollgebiet der Gemeinschaft in einer Verordnung
festgelegt werden muß.
Die in Artikel 9 des Vertrages genannte Zollunion
erfordert ein einheitliches Zollgebiet, auf das in
Rechtsakten der Gemeinschaft, insbesondere auf dem
Gebiet des Zollrechts , ausdrücklich Bezug genom­
men wird.

Das Zollgebiet der Gemeinschaft umfaßt grundsätz­
lich die Gesamtheit der Hoheitsgebiete der Mitglied­
staaten ; es muß indessen insbesondere den inter­
nationalen Übereinkommen Rechnung getragen wer­
den , die einige Mitgliedstaaten vor dem Inkrafttreten

des Vertrages mit der Folge einer Einschränkung
oder Erweiterung ihrer Zollgebiete geschlossen haben ;
außerdem sind das Protokoll über den innerdeut­
schen Handel und die damit zusammenhängenden
Fragen zu berücksichtigen .

Die Zollregelungen für den Festlandsockel und für
die zwischen der Küste bzw. dem Ufer und der
Grenze der Hoheitsgewässer liegenden Gewässer,
Sandbänke und Watten sowie die Bestimmungen,
die mit den für die Freizonen zu erlassenden gemein­
schaftlichen Vorschriften in Einklang stehen, dürfen
nicht präjudiziert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das Zollgebiet der Gemeinschaft umfaßt die folgen­
den Gebiete :

— das Gebiet des Königreichs Belgien ;
— die deutschen Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft gilt , mit Ausnahme der Insel Helgo­
land sowie des Gebietes von Büsingen (Vertrag
vom 23 . November 1964 zwischen der Bundes­
republik Deutschland und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft) ;

— das Gebiet der Französischen Republik mit Aus­
nahme der überseeischen Gebiete ;

— das Gebiet der Italienischen Republik mit Aus­
nahme der Gemeinden Livigno und Campione
d'Italia sowie des zum italienischen Hoheits­
gebiet gehörenden Teils des Luganer Sees zwi­
schen dem Ufer und der politischen Grenze der
zwischen Ponte Tresa und Porto Ceresio gele­
genen Zone ;

— das Gebiet des Großherzogtums Luxemburg ;
— das Gebiet des Königreichs der Niederlande in
Europa .

Artikel 2

Die im Anhang aufgeführten Gebiete außerhalb des
Gebietes der Mitgliedstaaten gelten mit RücksichtH ABl. Nr. C 66 vom 2 . 7 . 1968 , S. 39 .
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auf die für sie geltenden Abkommen und Verträge
als zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehörig.

Artikel 3

Die Vorschriften dieser Verordnung lassen die der­
zeitige Regelung des innerdeutschen Handels im Sin­
ne des Protokolls über diesen Handel und die damit
zusammenhängenden Fragen, insbesondere die deut­
sche Regelung über das deutsche Zollgebiet, unbe­
rührt .

Artikel 4

Diese Verordnung präjudiziert nicht

— die Zollregelungen für den Festlandsockel und
für die zwischen der Küste bzw. dem Ufer und
der Grenze der Hoheitsgewässer liegenden Gewäs­
ser, Sandbänke und Watten,

— die Bestimmungen, die mit den für die Freizonen
zu erlassenden gemeinschaftlichen Vorschriften
im Einklang stehen .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 27. September 1968 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

G. MEDICI

ANHANG

1 . DEUTSCHLAND :

Die österreichischen Gebiete von Jungholz und Mittelberg, so wie sie in den folgenden
Verträgen festgelegt sind :
— Jungholz : Staatsvertrag vom 3 . Mai 1868 (Bayerisches Regierungsblatt 1868 , Seite 1245 ),
— Mittelberg : Staatsvertrag vom 2. Dezember 1890 (Reichsgesetzblatt 1891 , Seite 59).

2 . FRANKREICH :

Das Gebiet des Fürstentums Monaco , so wie es in dem in Paris am 18 . Mai 1963 unter­
zeichneten Zollabkommen festgelegt ist (Journal officiel vom 27. 9. 1963, Seite 8679).

3 . ITALIEN :

Das Gebiet der Republik San Marino, so wie es im Abkommen vom 31 . März 1939 (Ge­
setz Nr. 1220 vom 6. 6 . 1939 ) festgelegt ist.


